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Jn halt: 


Das Religionsbekenntniß der Kinder nach öſterreichiſchem Recht. 
Von Oreſt Illaſtewicz. (Fortſetzung.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Ahndung nach der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗ Bl. 
Nr. 96, unterworfenen Demonſtrationen find im Sinne des § 305 St.⸗G. 
als geſetzlich verbotene Handlungen anzuſehen. — Das an eine Gerichts⸗ 
behörde gerichtete Erſuchen des Unterſuchungsrichters, Jemanden als An: 
geſchuldigten zu vernehmen, ſteht in der Wirkung (§§ 227 und 531 St.⸗G.) 
dem Erlaſſen einer Vorladung wider denſelben gleich. 

Nahrungs⸗ und Genußmittel, welche nach dem Willen des Erzeugers als Be⸗ 
ſtandtheil vertragsmäßig gebührender Verköſtigung an deſſen Dienſtgeſinde 
und Arbeiter verabfolgt werden ſollen, find im Sinne des Lebensmittel: 
geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, für den Verkehr 
beſtimmt. 

Zu den öffentlichen Angelegenheiten im Sinne der §§ 104 und 105 St.⸗G. 


zählt auch das Ertheilen oder Verweigern der Bewilligung zur Ausübung 
des Schankgewerbes. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Das Keligionsbekennkniß der Rinder nach öfter: 
reichiſchem Recht. 
Von Oreſt Illaſiewiez. 
(Fortſetzung.) 
1 5 


19. Der Staat geſtattet Jedermann zu glauben, was er will, 
alſo auch gar nichts, er zwingt Niemanden, einer Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft anzugehören. Doch erſt dann iſt dies dem Belieben des Ein⸗ 
zelnen überlaſſen, wenn dies als ſein perſönlicher Entſchluß, als 
Product ſeiner eigenen Erwägungen und mehr oder minder reifen 
Ueberlegung erſcheinen kann: erſt das vierzehnte Lebensjahr ſoll ihn 
zum Genuſſe der ſtaatlich gewährleiſteten Freiheit befähigen. Doch bis 
dahin ſoll das Kind nicht fern von Glauben und Religion heran⸗ 
wachſen: Staat und Kirche ſollen den Samen eines poſitiven Glaubens 
in das Herz des Kindes pflanzen, ob er zur Frucht gedeiht, das wird 
dem Individuum überlaſſen. Dies iſt der Standpunkt des Staates, 
und er erſcheint ſchon mit Rückſicht auf die eminente culturelle und 
erzieheriſche Macht der Religion vom Geſichtspunkte der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege aus begründet. Aber auch von anderen Geſichts— 
punkten betrachtet, hat ein ſolcher Rechtsſtandpunkt volle Berechtigung. 
Denn es wäre nicht nur für den Staat von Nachtheil, das Kind 
ohne Glauben und religiöfe Erziehung aufwachſen zu laſſen, ſondern 
es wäre auch ein Unrecht gegenüber dem Kinde,! demſelben Grund— 


1 Vergleiche v. Huſſarek a. a. O, S. 654. 


und Glaubensſätze vorzuenthalten, die Jahrtauſende hindurch iusto 
titulo beſtanden, die ſich nicht nur für das öffentliche Leben, ſondern ins⸗ 
beſondere für das Leben des Einzelnen ſo vielfach als einzig ſtabiler 
Punkt in den Wogen der Ereigniſſe, der alltäglichen Wechſelfälle 
bewährt, die ſich als Hort und Bürgſchaft der Ordnung, des inneren 
Friedens und der Selbſtaufrichtung erwieſen. Das iſt keineswegs ein⸗ 
ſeitig gedacht; denn wir ſehen hier ganz ab von den dogmatiſchen 
Conſequenzen des Glaubens oder Nichtglaubens, wir laſſen die Frage 
bei Seite liegen, welche Bedeutung die Lehren der Kirche für unſere 
Seele haben. Doch das wird kein Kenner der Völker- und Cultur- 
geſchichte beſtreiten, daß der Religion veredelnde Kraft innewohnt, daß 
ſie — ganz abgeſehen von ihrer dogmatiſchen Wirkung — ein Eultur⸗ 
factor iſt? und als ſolcher hiſtoriſch qualificirt erſcheint. Wenn der 
Staat das Turnen für obligat erklärt, weil es für den Körper ſich 
als recht heilſam erwieſen, warum ſoll er da nicht auch die Religion 
für obligat erklären dürfen, die ſich zu allen Zeiten als ſo heilſam 
für das Seelenleben des Menſchen bewährt? Wenn der Staat das 
Kind an die Sarge todter Sprachen und Claſſiker führt, wenn er 
ihm antiquirte Geſtalten und anachroniſtiſche Märchen vorführt, um 
ſo ſein Herz und Gemüth zu ſtählen und zu veredeln, warum ſoll 
er da das Kind in den Tempel lebender Religionen nicht einführen 
dürfen zu gleichem Zwecke? Später hat ja das Kind noch immerhin 
Zeit, allen Glauben und alle Religion über Bord zu werfen, ob es 
aber ſpäter noch Zeit, Gelegenheit und die Fähigkeit haben wird, 
ſich einen gleichen religiöſen und moraliſchen Fond zu gründen, wäre 
erſt noch zu erwägen. Wenn alſo der Staat in ſeiner Geſetzgebung, 
wie weiter unten gezeigt werden wird, jedem Kinde religöſen Unter— 
richt und religiöſe Erziehung gewährleiſtet, ſo iſt dies nicht ein Ent— 
gegenkommen gegenüber der Kirche, ſondern gegenüber dem Kinde, ſo 
handelt es ſich nicht um ein Recht der Religionsgeſellſchaften, ſondern 
um eine Pflicht des Staates gegenüber der Jugend. Es iſt klar, daß 
man deßhalb dem Staate einen confeſſionellen Standpunkt nicht nach— 
ſagen kann, weil er ſich ja lediglich von rein erzieheriſchen und 
pädagogiſchen Erwägungen leiten läßt. Daß es ſich hier nicht um 
eine confeſſionelle Parteinahme handelt, geht auch aus den bereits 
beſprochenen Beſtimmungen des Geſetzes vom 20. Mai 1874 hervor. 

20. Die Rechtspflicht, die Kinder religids zu erziehen, iſt bei 
Eltern, die beide einem geſetzlich anerkannten Bekenntniſſe angehören, 
eigentlich nur die juriſtiſche Formulirung einer moraliſchen und reli— 
giöfen Verpflichtung. Dagegen hat dies bei confeſſiousloſen Eltern 
ſeine Schwierigkeiten, die einer näheren Betrachtung bedürfen. 

Obige Rechtspflicht iſt vorerſt im § 139 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches normirt: „Die Eltern haben überhaupt die 
Verbindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das iſt, für ihr 
Leben und ihre Geſundheit zu ſorgen, ihnen den anſtändigen Uuter— 
halt zu verſchaffen, ihre körperlichen und Geiſteskräfte zu entwickeln 


Dies hebt auch v. Scherer a. a. O., Jahrgang 1888, 2, S. 


ſehr richtig hervor. 
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und durch Unterricht in der Religion und in nützlichen Kenntniſſen 
den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu legen.“ — Weiters 
beſtimmt der Artikel 1, Alinea 4 des interconfeſſionellen Geſetzes: „Im 
Falle keine der obigen Beſtimmungen platzgreift, hat Derjenige, welchem 
das Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zuſteht, das Religions— 
bekenntniß für ſolches zu beſtimmen.“ — Endlich beſtimmt das öſter— 
reichiſche Reichsvolksſchulgeſetz vom 14. Mai 1869 und die Schul⸗ 
geſetznovelle vom 2. Mai 1883 im § 3: die Lehrgegenſtände der 
allgemeinen Volksſchule find Religion u. ſ. w ·— 0 

21. Die erſte und dritte Beſtimmung verfügen, daß jedes Kind 
religiöſe Erziehung und ebenſolchen Unterricht genießen muß.“ Mit 
der erſten Beſtimmung hat es nun im praktiſchen Leben eine eigene 
Bewandtniß. Nehmen wir den Fall, daß ein armer Arbeiter mit 
ſeiner Frau den ganzen Tag anßerhalb des Hauſes zubringt und 
ſeine Kinder allein zu Hauſe zurückläßt, wie wird da eigentlich die 
religiöfe Erziehung dieſer Kinder ausſehen? Oder es lebt eine Familie 
ganz abgeſondert von Allen, meidet jeden Verkehr und alle Menſchen, 
ſo daß Niemand einen Einblick in ihr inneres Familienleben gewinnen 
kann; wer wird hier wohl ſagen können, ob das Kind auch wirklich 
religiös erzogen wird? Oder es handelt ſich um confeſſionsloſe Eltern, 
wie ſoll da eine religiöſe Erziehung möglich ſein? Werden ſolche 
Eltern, welche keine Religion haben, im Stande ſein, ihre Kinde religiös 
zu erziehen?“ Das Geſetz operirt hier eben mit einem Factor, welcher 
durch die Schwierigkeit, wenn nicht gar Unmöglichkeit einer Controle 
oft zu einem weſenloſen Ding hinabſinkt und unter den Geſichts— 
punkt einer Fiction zu ſtehen kommt.s Aber auch anderweitig erſcheint 
die praktiſche Bedeutung dieſes Rechtsſatzes ſehr in Frage geſtellt. 
„Erziehung“ im Allgemeinen iſt ſchon ein ſehr variabler, abweichenden 
Individualanſchauungen unterworfener Begriff und daher für Geſetzes— 
paragraphen ein ſpröder Stoff. Auch bei der „religiöfen Erziehung“ 
iſt dies der Fall. Wenn die Eltern zum Beispiel katholiſch waren 
und nunmehr iſraelitiſch geworden find, fo werden ihnen viele bis— 
herige Gebote jetzt unter dem Geſichtswinkel von Verboten erſcheinen, 
was fie auch auf ihre noch nicht ſiebenjährigen Kinder übertragen 
müſſen; und würde es für die Erziehung der Kinder von heilſamem 
Einfluß fein, wenn ihnen das Kreuz, das Vaterunſer u. ſ. w. — 
bisher ſo ſorgſam gelehrt und geboten — jetzt plötzlich verboten 
werden? Oder die religionsverſchiedenen Kinder einer Miſchehe, wie 
ſollten ſich dieſe gewiſſe Cultusverſchiedenheiten, die ihnen von den 
Eltern gelehrt werden, erklären?“ Wir ſehen alſo, daß das Geſetz 
unter „religiöſer Erziehung“ nicht eine ſtreng, haarſcharf confeſſionelle, 
ſondern nur eine allgemein-religibſe meint. Dies ift fo der Fall, bis 
das Kind in die Schule kommt; von da ab wird der Inhalt dieſer 
religiöſen Erziehung deutlicher und beſtimmter. Dem Kinde wird vom 
7. bis zum 14. Lebensjahre dieſelbe Religion gelehrt, Religionswechſel 
iſt hier ausgeſchloſſen. Jetzt wird die religiöſe Erziehung ſchon eine 
ſpecifiſch confeſſionelle ſein müſſen. Jetzt ſind die Lehren des Religions— 
lehrers die Markſteine, welche der religiöſen Erziehung im Elternhauſe 
den Weg vorzeichnen. Jetzt ſind die Eltern verpflichtet, das Kind nach 
den Lehren der betreffenden Kirche zum Gebet, zur Theilnahme am 
Gottesdienſte, an kirchlichen Acten u. ſ. f. anzuhalten. Es haben hier 
die Eltern gleichſam der religiöſen Erziehung in der Schule nachzu— 
helfen, ſie ſind gewiſſermaßen das Vollzugsorgan der Schule und des 
Religionslehrers. Im Uebrigen liegt aber den Eltern nur ein paſſives 
Verhalten ob.? Vom jüdiſch gewordenen Vater wird man nicht ver— 


3 Im code civil werden die Eltern zur religiöſen Erziehung der Kinder 
nur berechtigt, nicht verpflichtet. Vergleiche Zachariae, Handbuch des franzöſiſchen 
Civilrechts, 2. Bd., 2. Cap. — Das neue deutſche bürgerliche Geſetzbuch kennt 
eine elterliche Pflicht der religiöſen Kindererziehung und beläßt diesbezüglich die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften bei Beſtand (Einführungs⸗Geſetz Artikel 134). 

Vergleiche v. Huſſarek a. a. O., S. 688 ff. 

5 Freilich, tritt ein Kläger auf und dazu iſt Jedermann beſonders aber 
die nächſten Verwandten befugt — ſo hat gemäß § 178 des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches „das Gericht den Gegenſtand der Beſchwerde zu unterſuchen 
und die den Umſtänden angemeſſenen Verfügungen zu treffen“. Dies könnte im 
concreten Falle zur Curatel nach $ 270 des allg meinen bürgerlichen Geſetzbuches 
führen und in letzter Linie nach § 177 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
zum dauernden Verluſte der väterlichen Gewalt. 

5 Vergleiche v. Huſſarek a. a. O., S. 655. 

7 Sie können vielleicht in gewiſſen Fällen auch zu einem beſtimmten Thun 
verpflichtet fein; doch iſt eine ſolche Verpflichtung quaestio facti, und dürfte eine 
Generaliſirung derſelben ſich nicht rechtfertigen laſſen, ſowie ſie bei v. Huſſarek 
a. a. O., S. 645 vorliegt, der von den Cltern allgemein verlangt, daß ſie ſich 


langen können, fein katholiſches Kind darüber zu belehren, daß 
Chriſtus das Haupt der Kirche und der Papſt der höchſte Vorſteher 
derſelben auf Erden iſt; er wird nur verflichtet ſein, darüber zu 
ſchweigen, daß er daran nicht glaubt, Alles zu unterlaſſen, wodurch 
er an dem von der Schule gebauten Glaubensfond des Kindes rütteln 
könnte, Alles zu vermeiden, was der religiöſen Erziehung des Kindes 
in der Schule zuwiderlaufen würde. Das Elternhaus darf nicht ver- 
nichten, was die Schule pflanzt, es darf nicht zur Negation derſelben 
werden, und deßhalb müſſen alle Strömungen ſorgſam ferngehalten 
werden, welche den unfertigen, werdenden Fond von Moral und 
Religioſität des Kindes gefährden, unterſpülen könnten. Man muß alſo 
ſagen, daß bezüglich dieſer den Eltern zur Pflicht gemachten „religiöſen 
Erziehung“ es eigentlich viel klarer iſt, was die Eltern zu unter— 
laſſen, als was fie zu thun haben, um dem Geſetze gerecht zu werden.? 

22. Von hervorragender praktiſcher Bedeutung iſt dagegen die 
Beſtimmung des Reichsvolksſchulgeſetzes. Hier wird ausdrücklich noch 
geſagt, daß jedes Kind Religion lernen müſſe.“ Welche Religion die 
einzelnen Kinder zu lernen haben, beſtimmt das interconfeſſionelle 
Geſetz. Bei Kindern confeſſionsloſer Eltern müſſen dies gemäß 
Artikel 1, Minen 4 interconf. Geſetz letztere als „Erziehungsberechtigte“ 
beſtimmen, im Weigerungsfalle tritt ſubſidiär die Vormundſchaftsbehörde 
ein. Es widerſpricht aber dem Zwecke und dem Geiſte des Geſetzes, 
wenn man annimmt, daß die confeſſionsloſen Eltern, beziehungsweiſe die 
Erziehungsberechtigten ihr Kind einer beliebigen geſetzlich aner— 
kannten Religion zuwenden dürfen;!“ ſondern fie müſſen dabei darauf 
Rückſicht nehmen, welche Religionen an der betreffenden Schule gelehrt 
werden, und auf dieſe Zahl ſind ſie bei ihrer Wahl beſchränkt. 
Anderenfalls wäre dem Zwecke des Geſetzes direct zuwidergehandelt. 
Doch kann dieſer auch dann in Frage geſtellt werden, wenn die 
Eltern zwar einem geſetzlich anerkannten Religionsbekenntniſſe ange— 
hören, dasſelbe aber gerade in der betreffenden Ortsſchule nicht ge— 
lehrt wird, weil zwanzig Schüler dieſes Glaubens daſelbſt nicht vor— 
handen ſind. (§ 4 des Geſetzes vom 20. Juni 1872.) Dann wird 
§ 139 a. b. G.⸗B. praktiſch und die Eltern ſind verpflichtet, dem 
Kinde entſprechenden Religfonsunterricht entweder perſönlſch oder 
mittelbar zukommen zu laſſen. Hier iſt auch eine Controle nicht 
ausgeſchloſſen und nicht unmöglich, weil die Eltern eine concrete 
Leiſtung präſtiren müſſen. Diesbezüglich äußert ſich auch eine Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 10. Juni 
1875, Nr. 844: „Es werden Schüler, welche einem im Religions- 
unterrichte an der Schule nicht vertretenen Glaubensbekenntniſſe an— 
gehören, von dem Beibringen eines Zeugniſſes über erhaltenen 
Religionsunterricht nur dann zu entbinden ſeien, wenn ſie nachweis— 
bar eines ſolchen Unterrichtes nicht theilhaftig werden konnten.“ Wo aber 
unter einfachen Umſtänden die Möglichkeit eines ſolchen Unterrichtes 
gegeben iſt, hat ſich jeder Schüler über feine Pflichterfüllung aus 
zumeifen. !1 


von dem Beſuche des Gottesdienſtes oder dem Empfang der Sacramente nicht 
fernhalten. 

8 Vergleiche auch v. Huſſarek a. a. O., S. 643 f. 

9 Auch der Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
28. Juni 1869, Zahl 5705, V.⸗Bl. Nr. 60, jagt: ...... Der Religionsunterricht 
bildet auch nach den neuen Gefetzen einen Beſtandtheil des Geſammtunterrichtes an 
der Volksſchule. 

10 Vergleiche v. Huſſarek a. a. O., S. 637. 

11 Die citirte Verordnung des Miniſterjums für Cultus und Unterricht 
beſtimmt weiter .. Inwieweit hier die in der Verordnung vom 24. Juli 
1874 bezeichnete Vertrauenswürdigkeit des privaten Religionslehrers in Betracht 
kommt, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß ein Zeugniß, welches ein in einem 
Seelſorgeamte wirkender Geiſtlicher der evangeliſchen Kirche oder der Religionslehrer 
einer jüdiſchen Cultusgemeinde ausgeſtellt hat, ohneweiters anzuerkennen iſt, daß 
daher die in demſelben ertheilte Forkgangsnote in das Semeſtralzeugniß, jedoch 
ohne Einfluß auf die allgemeine Zeugnißclaſſe aufzunehmen iſt. Auch unterliegt es 
im Allgemeinen keinem Anſtande, daß an einer Staatslehranſtalt, in welcher die 
Anzahl der Schüler einer beſtimmten Confeſſion weniger als 20 beträgt, zur Er⸗ 
theilung des betreffenden obligatoriſchen Religionsunterrichtes ein geſetzlich befähigter 
Lehrer in der im § 7 des Geſetzes vom 20. Juni 1872 bezeichneten Stellung 
unter der Bedingung zugelaſſen werde, daß für feine Entlohnung die zur Erhaltung 
der Schule beſtimmten Mittel in keiner Weiſe in Anſpruch genommen werden. 
Die Anregung zu einer ſolchen Veranſtaltung muß den Betheiligten überlaſſen 
bleiben, fie iſt von Amtswegen nicht zu geben...“ 


(Fortſetzung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Ahndung nach der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, 
N.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, unterworfene Demonſtrationen find im Sinne des 
S 305 St.⸗G. als geſetzlich verbotene Handlungen anzuſehen. 
Das an eine Gerichtsbehörde gerichtete Erſuchen des Unterſuchungs⸗ 
richters, Jemanden als Angeſchuldigten zu vernehmen, ſteht in der 
Wirkung (§§ 227 und 531 St.⸗G.) dem Erlaſſen einer Vorladung 
wider denſelben gleich. 

Die von Thomas 3. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreisgerichtes in Steyr vom 13. Februar 1899, welches 
denſelben des im § 305 St. G. bezeichneten Vergehens gegen die 
öffentliche Ruhe und Ordnung ſchuldig erkennt, wurde vom k k. 
Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 19. Mai 1899, 3. 3635, 
verworfen. 

Gründe: Vom Kreisgerichte in Steyr wurde Thomas 3. des 
Vergehens nach § 305 St.⸗G. ſchuldig erkannt, weil er am 25. Sep⸗ 
tember 1898 bei einer Volksverſammlung in Steyr als Referent zur 
Tagesordnung „Die politiſche Lage in Oeſterreich und die bürger⸗ 
lichen Parteien“ durch die im Urtheile des Gerichtshofes näher be— 
zeichneten Enunciationen zu durch die Geſetze verbotenen Handlungen, 
nämlich zu nach $ 11 der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 
1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, für ſtraſbar erklärten Demonſtrationen 
gegen die Regierung aufgefordert, angeeifert, zu verleiten geſucht und 
dieſelben angeprieſen hat. Seine Beſchwerde wendet dagegen nach § 281, 
Z. 9a St.⸗P.⸗O. ein, daß die kaiſerliche Verordnung vom 20. April 
1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, nicht als Geſetz im Sinne des § 305 
St.⸗G. angeſehen werden könne und nach § 281, Z. 9b St.-P.⸗O., 
daß die That verjährt ſei, weil von dem um ſeine verantwortliche 
Einvernahme erſuchten Landesgerichte Wien die diesbezügliche Vor— 
ladung erſt nach der dreimonatlichen Verjährungsfriſt am 31. Decem= 
ber 1898 erlaſſen wurde, und das kreisgerichtliche Erſuchen vom 
12. December 1898 um dieſe Einvernahme nicht als einer der im 
§ 531 St.⸗G. angeführten Unterbrechungsacte angeſehen werden 
könne. Nach beiden Richtungen hin iſt die Beſchwerde unbegründet. 
In erſterer Beziehung ſind für die Beantwortung der Frage, was das 
Strafgeſetz vom 27. Mai 1852 unter dem von ihm gebrauchten 
Worte „Geſetz“ oder „geſetzlich“ verſteht, die damaligen ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe maßgebend. Nach denſelben war für die Periode bis zum 
Jahre 1848 und weiter für die Zeit ſeit dem 1. Jänner 1852 bis 
zum Erſcheinen des ſogenannten Octoberdiploms vom 20. October 
1860 der unmittelbare directe Befehl des Kaiſers oder die auf Grund 
einer Allerhöchſten Entſchließung ergangene Verordnung einer Hofſtelle 
Geſetz. In dieſer Zeit, in welcher dem Monarchen die geſetzgebende 
Gewalt allein zuſtand, hatte jede Anordnung desſelben, ſobald ſie 
publicirt worden war, der formellen Geltung nach die Bedeutung 
eines Geſetzes, gleichviel, unter welchem Namen (Edict, Patent, Re— 
ſcript, Cabinetſchreiben, Verordnung, Reſolution) ſie erlaſſen worden 
war. Aber auch die auf Grund einer Allerhöchſten Entſchließung er- 
gangenen Anordnungen der Hofſtellen (Hofkanzlei-, Hoffammerz, 
Juſtizdecret), ſowie der Miniſterien ſeit dem Jahre 1848 (Miniſterial⸗ 
erläſſe, Miniſterialdecrete) hatten den Charakter von Geſetzen, die nur 
durch eine neue Entſchließung des Monarchen geändert werden konnten. 
Es iſt alſo auch die kaiſerliche Verordnung vom 20. April 1854, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, betreffend die Regelung der Amtsgewalt der 
landesfürſtlichen politiſchen und polizeilichen Behörden, als Geſetz im 
Sinne des § 305 St.⸗G. anzuſehen, wie es ja auch aus deren Ein⸗ 
leitungsworten klar zu erſehen iſt, und nachdem im $ 11 diefer Ver⸗ 
ordnung für die Beſtrafung demonſtrativer Handlungen, wodurch Ab⸗ 
neigung gegen die Regierung oder Geringſchätzung ihrer Anordnungen 
ausgedrückt wird, Vorkehrungen getroffen werden, ſo wurden ſolche 
Handlungen mit Recht als durch die Geſetze verboten im Sinne des 
§ 305 St.⸗G. bezeichnet. ed 5 

Betreffend die Verjährung, ſo erachtete der Caſſationshof dieſe 
nicht als eingetreten, denn die wegen des Anklagedelictes ſeit dem 
Begehungstage, das iſt ſeit 25. September 1898 lauſende Verjäh⸗ 
rungszeit wurde gemäß § 531 St.⸗G. durch das am 12. December 
1898 vom Unterſuchungsrichter erlaſſene Erſuchſchreiben an das Lan⸗ 
desgericht in Wien um verantwortliche Einvernahme des Angeklagten 
unterbrochen; die Erlaſſung dieſes Erſuchſchreibens ſteht der im § 531 
St.⸗G. als Unterbrechungsact genannten Ausfertigung der Vorla— 


dung an den Angeſchuldigten gleich. Der Unterſuchungsrichter hätte 
ja nach $ 93 St.-P.⸗O. den Angeſchuldigten ebenſo perſönlich vor— 
laden können, wie er deſſen Einvernahme durch das Wiener Landes⸗ 
gericht verfügte. Wie die Erlaſſung der Vorladung zu perfönlicher Ein- 
vernahme, jo muß ſonach auch die Exkaſſung des Erſuchſchreibens um 
deſſen Einvernahme die Verjährung zu unterbrechen geeignet ſein, in= 
dem ſich beide Verfügungen als im Sinne des § 531 St.⸗G. gleich⸗ 
werthige Unterſuchungsſchritte darſtellen. 

Es war ſonach in beiden Richtungen die Nichtigkeitsbeſchwerde 
gemäß § 288, al. 1 St.⸗P.⸗O. als unbegründet zu verwerfen. 


Nahrungs⸗ und Genußmittel, welche nach dem Willen des Erzeugers 

als Beſtandtheil vertragsmäßig gebührender Verköſtigung an deſſen 

Dienſtgeſinde und Arbeiter verabfolgt werden ſollen, find im Sinne 

des Lebens mittelgeſetzes von 16. Jänner 1896, RN.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 
ex 1897, für den Verkehr beſtimmt. 

Das Urtheil des Kreisgerichtes in Sebenico vom 20. Auguſt 
1898, welches den Pilip und Mate P. von der Anklage wegen Ver— 
gehens nach $ 18, 3. 1 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 
R. G.⸗Bl. Nr. 89 0x 1897, betreffend den Verkehr mit Lebens- 
mitteln, freiſprach, wurde vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung 
vom 22. December 1898, 3. 13.096, in Folge der Nichtigkeitsbeſchwerde 
der Staatsanwaltſchaft zum Zwecke neuerlicher Verhandlung und Ent— 
ſcheidung in der Strafſache aufgehoben. 

Gründe: Pilip und Mate P. waren angeklagt, im Jahre 
1898 mehrere Hektoliter eines dem Weine ähnlichen, zum Verkehre 
beſtimmten Getränkes wiſſentlich in ſolcher Art hergeſtellt zu haben, 
daß der Genuß die menſchliche Geſundheit zu ſchädigen geeignet war. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde macht unter Anrufung des § 281, 3. 9a 
St.⸗P.⸗O. geltend daß der Gerichtshof den Begriff des Verkehres 
irrthümlich ausgelegt habe und dadurch zu dem die Angeklagten frei— 
ſprechenden Erkenntniß gelangt ſei. Bei näherer Prüfung dieſer An— 
gelegenheit mußte der Caſſationshof die Ueberzeugung gewinnen, daß 
der Gerichtshof in der That in ſeinem Urtheile von einer irrthüm— 
lichen Rechtsauſchauung geleitet war, und daß daher die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde im Rechte iſt. 

Der Gerichtshof hat feſtgeſtellt, daß das beanſtändete Getränk 
zum Genuſſe für die 14 Mitglieder zählende Familie der Angeklagten, 
für das Dienſtgeſinde und für die zahlreichen, in der Zeit vom Mai 
bis Weinleſe 1898 zur Bearbeitung der Felder und Weingärten auf— 
genommenen Arbeiter erzeugt wurde; trotzdem ſchloß er aus, daß das 
Getränk für den „Verkehr beſtimmt war, da es nur den Hausbedarf 
der Angeklagten decken ſollte. Abgeſehen von dem Sprachgebrauche, 
nach welchem dem Worte „Verkehr“ eine ausgedehntere Bedeutung bei— 
zumeſſen iſt, als ihm der Gerichtshof zugeſtand,! gewähren auch die 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 16. Jänner 1896 ausreichende Anhalts— 
punkte, um den dieſem Ausdrucke beizulegenden Sinn näher zu prä⸗ 
ciſiren. Während das Geſetz im Titel nur das Wort „Verkehr“ 
gebraucht und im § J beſtimmt, daß der „Verkehr“ mit den dort 
bezeichneten Lebensmitteln und Gegenſtänden feinen Vorſchriften unter⸗ 
liegt, bedient es ſich in den 88 3 und 6, Z. 2, 3, 4 und 7, § 11, 
3. 3, §§ 12, 15 und 16 der Ausdrücke „Verkaufen oder Feilhalten“, 
„Feilhalten oder Verkaufen“, im $ 6, 3. 1 und § 11, 3. 4 des 
Ausdruckes „Verkaufen“, im § 11, 3. 2 des Ausdruckes „Feil⸗ 


ı Der Sprachgebrauch begreift unter „Verkehr“ das Anbieten zur Er⸗ 
werbung, das Weggeben, Annehmen und Zurückgeben einer Sache. „In Verkehr 
geſetzt“ wird ein Gegenſtaud, wenn der Inhaber ihn in ſolcher Art aus feiner 
Gewahrſame läßt, daß ein Anderer daran die Verfügung erlangt, es geſchehe dies 
auf Grund eines Kaufes, Tauſches, ſchenkungsweiſe oder — ohne das Eigenthum 
zu übertragen — nur leihweiſe Der Begriff „Verkehr“ darf insbeſonders nicht 
beſchränkt werden auf die kaufmänniſche oder gewerbsmäßige Thätigkeit, welche den 
Umſatz von Waaren b zweckt Wo das Geſetz dieſe Thätigkeit vor Augen hat, bedient 
es ſich des Ausdruckes „Verkaufen“ oder „Beilhalten“, oder „Feilhalten und Ber: 
kaufen“, oder „Handet und Verkehr“, aus welcher letzteren Redeweiſe ſich ergibt, 
daß „Verkehr“ als der umfaſſendere Begriff gebraucht wird. Darnach kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß das Erzeugniß der Angeklagten, das rückſichtlich 
ihrer Dienſtleute und Arbeiter zur Ergänzung oder Aufpeſſerung ihres Lohnes 
dienen ſollte, zwar nicht für den Handel, wohl aber für den Verkehr beſtimmt 
war (Ausführungen des Vertreters der Generalprocuratur; vgl. auch die An⸗ 
merkung zur Ent'cheidung vom 4. Februar 1897, 8. 841, in Nr. 2042 der 
Nowak ſchen Sammlung) 
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halten“ allein, im $ 13 des Ausdruckes „in den Verkehr bringen“, 
im § 11, Z. 1, 814 Z. 1, und § 18, 3. 1 des Ausdruckes 
„Handel und Verkehr“, im § 14, 3. 2 und § 18, Z. 2 und 4 
aber des Ausdruckes „verkauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr ſetzt“. 
Daraus muß der Schluß gezogen werden, daß das Geſetz mit dem 
Worte „Verkehr“ einen umfaſſenderen Begriff als jenen des Ver— 
kaufens oder Feilhaltens bezeichnen, und daß es unter dieſen Begriff 
insbeſonders auch Verträge ſubſumiren wollte, die mit einem Kauf⸗ 
vertrage nicht identiſch ſind. 

Nun hat aber der Gerichtshof, wie bereits erwähnt, feſtgeſtellt, 
daß das beanſtändete Getränk nicht nur für die Familienmitglieder, 
von welchen hier abgeſehen werden kann, ſondern auch für das Dienft- 
geſinde der Angeklagten und für die zur Bearbeitung der Felder und 
Weingärten aufgenommenen Arbeiter beſtimmt war, alſo auch für 
Perſonen, welche zu den Angeklagten in beſonderen entgeltlichen Ver⸗ 
tragsverhältniſſen ſtanden, und bei welchen der verabreichte Wein einen 
Theil der ihnen vertragsmäßig gebührenden Koſt bildete. Unter dieſen 
Umſtänden iſt aber das Getränk in der That zum Objecte des Ver— 
kehrs im Sinne des bezogenen Geſetzes gemacht worden. 

Der Nichtigkeitsbeſchwerde war daher ſtattzugeben und das 
Urtheil nach S 288 St.-P.⸗O. aufzuheben. Der Caſſationshof konnte 
aber nicht ſofort in der Sache ſelbſt erkennen, weil im angefochtenen 
Urtheile und deſſen Entſcheidungsgründen die Thatſachen nicht feſt— 
geſtellt erſcheinen, welche bei richtiger Anwendung des Geſetzes dem 
Erkenntniſſe zu Grunde zu legen wären. 


Zu den öffentlichen Angelegenheiten im Sinne der SG 104 und 105 
St.⸗G. zählt auch das Ertheilen oder Verweigern der Bewilligung 
zur Ausübung des Schankgewerbes. 

Mehrere Perſonen warben um die Gonceffion zum Betriebe 
einer Schanknahrung in der Gemeinde N. Die bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft überreichten Geſuche wurden der Gemeinde im Sinne des 
8 18 der Gew.⸗O. zur Aeußerung zugefertigt. Davon erfuhr der 
Propinationspächter Mendel K., welchem daran lag, die drohende 
Concurrenz abzuwehren. Er wendete ſich an den Gemeindevorſteher 
Stephan K.; dieſer verſprach zwar, dahin zu wirken, daß die Conceſſion 
nicht ertheilt werde, machte dies jedoch von einem ihm zu gewährenden 
Geldgeſchenke von 25 fl. abhängig. Mendel K. erfüllte die Bedingung 
und unter dem Vorſitze des Stephan K. ſprach ſich die Vertretung 
der Gemeinde thatſächlich gegen die Conceſſionswerber aus. Auf dieſen 
Vorfall bezieht ſich das am 14. October 1898 gefällte Urtheil des 
Kreisgerichtes in Kolomea, welches den Stephan K. nach $ 104 St.⸗G. 
und den Mendel K. nach § 105 St. -G. ſtraffällig erklärt. Die 
Nichtigkeitsbeſchwerden der Verurtheilten wurden vom k. k. Caſſations⸗ 
hofe mit Entſcheidung vom 10. April 1899, 3. 16.823, verworfen. 

Gründe: Sowohl vom Angeklagten Stephan K. als auch vom 
Angeklagten Mendel K. wird unter Anrufung des Nichtigkeitsgrundes 
der Z. 9a des § 281 St.⸗P.⸗O. der Thatbeſtand des § 104, reſp. 
105 St.⸗G. beſtritten. Allein mit Unrecht. Nach den Feſtſtellungen 
des Gerichtshofes war Stephan K. amtirender Gemeindevorſteher und 
als ſolcher Vorſitzer und Mitglied des Gemeinderathes. Die Abſicht 
des Angeklagten Mendel K. bei Verabreichung des Betrages von 
25 fl. war darauf gerichtet, den Gemeindevorſteher zu beſtimmen, bei 
Begutachtung der von Simon B. und Anderen eingebrachten Geſuche 
um Verleihung der Conceſſion zum Ausſchanke von Getränken zu 
ſeinen Gunſten zu ſtimmen, alſo den Stephan K. zu einer Partei— 
lichkeit zu verleiten. 

Das Geſetz vom 15. März 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 39, reiht im 
§ 15 das Schankgewerbe unter die conceſſionirten Gewerbe ein. Als 
ſolche gelten nach $ 1 dieſes Geſetzes jene Gewerbe, bei welchen öffent— 
liche Rückſichten die Nothwendigkeit begründen, den Betrieb von einer 
beſonderen Bewilligung abhängig zu machen. Es iſt demnach die Ent- 
ſcheidung darüber, ob und wem die Bewilligung zur Ausübung eines 
Schankgewerbes zu ertheilen ſei, als Entſcheidung öffentlicher Ange— 
legenheit zu würdigen. Dieſe Entſcheidung ſteht allerdings unmittelbar 
der Bezirkshauptmannſchaft als Gewerbebehörde zu, allein $ 18 des 
bezogenen Geſetzes verordnet, daß die Gewerbebehörde vor Ertheilung 
der Conceſſion die Gemeinde des Standortes des Unternehmens höre. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Es bildet daher das durch den Gemeinderath zu erſtattende Gutachten 
eine Grundlage der Entſcheidung. Die Bedeutung dieſes Gutachtens 
für die von der Gewerbebehörde zu fällende Entſcheidung ergibt ſich 
daraus, daß, wenn gegen die Einwendung der Gemeinde die Conceſſion 
ertheilt wird, der Gemeinde der Recurs an die höhere Behörde mit 
aufſchiebender Wirkung zuſteht. 

Nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung führt der Ge— 
meindevorſteher den Vorſitz im Gemeinderathe, ſtimmt bei gleich— 
getheilten Stimmen und gibt in dieſem Falle mit ſeiner Stimme den 
Ausſchlag; mithin hatte der Gemeindevorſteher bei Erſtattung der von 
der Bezirkshauptmannſchaft abverlangten Aeußerung über die Bewer— 
bungen um Ertheilung der Conceſſion zum Betriebe des Schank— 
gewerbes in N. mitzuwirken. Dieſes Mitwirken ſtellt ſich als ein 


Mitwirken bei der Entſcheidung ſelbſt dar; die Beſchwerde irrt, wenn 


fie dem Gemeinderathsbeſchluſſe dieſes Delictsrequiſit deßhalb abſpricht, 
weil der Gemeinde gemäß letzten Abſatzes des 8 18 des citirten Ge⸗ 
ſetzes wider die von der Gewerbehörde gegen ihren Antrag ertheilte 
Conceſſion das Recht der Beſchwerde zuſteht, zumal dieſe Beſtimmung 
nur den Zweck verfolgt, vorſchriftswidriger Ertheilung von Goncef- 
ſionen zum Betriebe des Schankgewerbes durch die Gewerbebehörde 


vorzubeugen, und ein Beſchwerderecht im Juſtanzenzuge öffentlichen 
Behörden als ſolchen auch ſonſt vielfach zuſteht. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerden der Angeklagten waren daher zu 
verwerfen. 


Perſonalien. 


Se. Majeftät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Karl 
Schaden das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens und dem Ingenieur in dieſem 
Miniſterium Eduard Zotter, das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanz-Obercommiſſär der Finanz-Direction in 
Laibach Joſef Svoboda den Titel eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Kanzleiſecretär Bruno Steiner das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungs-Officeial des Finanz⸗ 
miniſteriums Leopold Muhr zum Rechnungsrevidenten des Oberſten Rechnungs— 
hofes ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Emil Scherer 
zum Rechnungsrathe im Rechnungs-Departement der Statthalterei in Wien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirks-Obercommiſſär Joſef Hirſch 
zum Bezirkshauptmanne in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Adjuncten Dr. Franz Schardinger 
zum Inſpector an der Unterſuchungsanſtalt für Lebens mittel in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den proviſoriſchen Statthalterei-Concipiſten 
Dr. Martin Klingler zum Adminiſtrations-Concipiſten bei der Forſt-⸗ und 
Domänen⸗Direction in Innsbruck, den Auscultanten Dr. Joſef Biebl und den 
Conceptsprakticanten Richard Freiherr von Altenburger zu Adminiſtrations⸗ 
Concipiſten bei der Forſt⸗ und Domänen-Direction in Salzburg, den Concepts⸗ 
prakticanten Moriz Steyrer zum Adminiſtrations-Concipiſten bei der Forſt⸗ 
und Domänen⸗Direction in Gmunden und den Advocaturs-Candidaten Dr. Hermann 
Daxenbichler zum Adminiſtrations-Concipiſten bei der Forſt- und Domänen: 
Direction in Wien ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Rechnungsrath Karl Kloſter⸗ 
mayer zum Oberrechnungsrathe im Handelsminiſterium ernannt. . 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat die Poſtcommiſſäre Dr. Karl 
Eckert in Prag. Heinrich Stawaſer in Wien, Dr. Marian Dawidows ki 
in Lemberg, Franz Hochmayr in Wien, Dr. Karl Rothe in Brünn, Dr. Emil 
Kränzl in Linz, Heinrich Hofer in Innsbruck, Dr. Heinrich Becker in Prag, 
Karl Koſtrouch in Wien zu Poſtſecretären, den Poſtcommiſſär Alfred Sch m id 
in Wien zum Oberpoſtcommiſſär, dann die Poſtcommiſſäre Johann 1 Baptiſt 
Vaclik in Wien, Franz Knotek in Prag, Emil von Klebelsberg in Wien 
und Rudolf Tocigl in Zara zu Poſtſecretären, ferner den Poſteommiſſär 
Johann Bopomwicz in Lemberg zum Oberpoſtcommiſſär und den Poſtcommiſſär 
Ljubimir Klancic in Zara zum Poſtſecretär ernannt. 


Erledigungen. 


3 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsklaſſe beim Handelsminiſterium 
bis 16. Dezember 1899 (Amtsbl. Nr. 264). 

1 Oberinge nieurſtelle in der VIII. Rangsklaſſe für den Staatsbaudienſt 
in Dalmatien bis 20. Dezember 1899 (Amtsbl. Nr. 267). 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 31 und 32 der Erkenntniſſe finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


